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Stellungnahme des Deutschen Anwaltvereins 
 

durch den Ausschuss Arbeitsrecht 
 

zur 
 

Befristung des Widerspruchsrechts 
im Falle eines Betriebsübergangs 

 
 
 
Mitglieder des Ausschusses: 
Rechtsanwalt Prof. Dr. Heinz Josef Willemsen, Düsseldorf (Vorsitz und Berichterstatter) 
Rechtsanwalt Dr. Jobst-Hubertus Bauer, Stuttgart 
Rechtsanwalt und Notar Paul-Werner Beckmann, Herford 
Rechtsanwältin Dr. Susanne Clemenz, Gütersloh 
Rechtsanwalt Prof. Dr. Björn Gaul, Köln 
Rechtsanwalt Roland Gross, Leipzig 
Rechtsanwältin Angela Leschnig, Würzburg 
Rechtsanwalt Dr. Stefan Lunk, Hamburg 
Rechtsanwalt Dr. Hans-Georg Meier, Berlin 
Rechtsanwältin Dr. Ulrike Schweibert, Frankfurt 
Rechtsanwalt Dr. Uwe Silberberger, Düsseldorf 
Rechtsanwältin Regina Steiner, Frankfurt 
 
 
zuständige DAV-Geschäftsführerin: 
Rechtsanwältin Dr. Katharina Freytag, Berlin 

  



 

Verteiler: 
 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
 
An die Mitglieder des Ausschusses für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundestages 
 
An die Mitglieder des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages 
 
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
 
An die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft und Technologie des Deutschen Bun-
destages 
 
Bundesrat 
 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
 
Deutscher Gewerkschaftsbund 
 
Deutscher Arbeitsgerichtsverband e.V. 
 
Deutscher Steuerberaterverband 
 
Bund der Richterinnen und Richter der Arbeitsgerichtsbarkeit 
 
Bundesministerium der Justiz 
 
Bundesrechtsanwaltskammer 
 
An die Rechtsanwaltskammern in der Bundesrepublik Deutschland 
 
An die Justizministerien und Justizverwaltungen der Bundesländer der Bundesrepublik 
Deutschland 
 
An die Mitglieder des Ausschusses Arbeitsrecht des Deutschen Anwaltvereins 
 
An die Mitglieder des Geschäftsführenden Ausschusses der Arbeitsgemeinschaft Arbeits-
recht des Deutschen Anwaltvereins 
 
An die Ministerien für Arbeit der Länder 
 
Bundesarbeitsgericht 
 
An die Landesarbeitsgerichte in der Bundesrepublik Deutschland 
 
An die  Mitglieder des Vorstandes des Deutschen Anwaltvereins e.V. 
 
An die Vorsitzenden der Landesverbände des Deutschen Anwaltvereins e.V.  
 
An die  Vorsitzenden der Fach- und Gesetzgebungsausschüsse des Deutschen Anwalt-
vereins e.V. 
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Forum Junge Anwaltschaft 
 
Neue Zeitschrift für Arbeitrecht (NZA) 
 
Zeitschrift Recht der Arbeit 
 
Zeitschrift Arbeitsrechtliche Entscheidungen (AE) 
 
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) 
 
Handelsblatt 
 
Süddeutsche Zeitung  
 
Financial Times 
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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit 67.000 Mitgliedern vertritt die 
Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 
Ebene.  

_____________________________________________________________________ 

 

Der DAV setzt sich dafür ein, die Frist für einen nachträglichen Widerspruch seitens der 
Arbeitnehmer im Falle eines Betriebsübergangs angemessen zu begrenzen. 

Nach § 613a Abs. 5 BGB haben der bisherige Arbeitgeber oder der neue Inhaber die von 
einem solchen Übergang betroffenen Arbeitnehmer über bestimmte Punkte vorab in Text-
form zu unterrichten. Die einmonatige Frist, binnen der ein Arbeitnehmer dem Übergang 
seines Arbeitsverhältnisses widersprechen und damit dessen Übergang verhindern kann, 
beginnt nach § 613a Abs. 6 BGB erst nach Zugang des Unterrichtungsschreibens zu lau-
fen. Hieraus hat der für Fragen des Betriebsübergangs zuständige 8. Senat des BAG ge-
schlossen, dass nur eine in jeder Hinsicht vollständige und zutreffende Information nach 
§ 613a Abs. 5 BGB den Lauf dieser, für die Praxis eminent wichtigen Frist in Gang setzen 
könne. 

Dies führt angesichts der erheblichen Anforderungen an die Angaben nach § 613a Abs. 5 
BGB und des sehr hohen Risikos, dass dabei auch einem durchaus redlich handelnden 
Veräußerer Fehler unterlaufen können, zu einer nicht hinnehmbaren Rechtsunsicherheit. 
So ist es ohne weiteres möglich, dass Arbeitnehmer noch viele Monate oder sogar Jahre 
nach dem tatsächlich erfolgten Betriebsübergang die Unrichtigkeit des Unterrichtungs-
schreibens rügen und den bisherigen Inhaber auf rückwirkende Fortsetzung des Arbeits-
verhältnisses mit ihm verklagen. Die Folgen sind vor allem für mittelständische Unterneh-
men desaströs, weil sie unter Umständen nachträglich Lohn für nicht erhaltene Arbeit zah-
len, teure Sozialpläne für die Entlassung widersprechender Arbeitnehmer aufstellen und 
bereits aufgelöste Rückstellungen für Pensionszahlungen in Millionenhöhe erneut bilden 
müssen. Das kann dazu führen, dass die Insolvenz des Unternehmens, das einen Betrieb 
oder Betriebsteil übernommen hatte, diejenige des übertragenden Unternehmens und den 
Verlust der dort verbliebenen Arbeitsplätze unmittelbar nach sich zieht. Die Ursache hier-
für muss noch nicht einmal von dem übertragenden Unternehmen selbst gelegt worden 
sein, sondern kann z.B. auch auf fehlerhaften oder unvollständigen Angaben von Erwer-
berseite beruhen. 

Mit dem Rechtsinstitut der Verwirkung kann, wie die seither ergangene Rechtsprechung 
zeigt, diesem Problem nicht ausreichend begegnet werden. Der Arbeitsrechtsausschuss 
des DAV hat daher bereits in seiner Stellungnahme zum Diskussionsentwurf eines Ar-
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beitsvertragsgesetzes von Februar 2007 (Stellungnahme Nr. 5/2007) vorgeschlagen, für 
die (nachträgliche) Ausübung des Widerspruchsrechts bei Betriebsübergang eine gesetz-
liche Höchstfrist einzuführen, die grundsätzlich mit dem Zeitpunkt des tatsächlichen Über-
gangs zu laufen beginnt. Dieser Vorschlag wird vor dem Hintergrund der augenblicklichen 
Wirtschafts- und Finanzkrise noch einmal aufgegriffen; er steht in vollem Einklang mit dem 
europäischen Recht, zumal der deutsche Gesetzgeber ohnehin über die Vorgaben der 
Betriebsübergangsrichtline hinausgegangen ist.  

Nach Auffassung des Ausschusses sollte die Höchstfrist sechs Monate, gerechnet ab 
dem Zeitpunkt des Betriebsübergangs, betragen. Sie sollte jedoch im Falle vollständig 
unterbliebener Unterrichtung erst ab dem Zeitpunkt zu laufen beginnen, ab dem der Ar-
beitnehmer von dem tatsächlichen Übergang erfährt oder ohne grobe Fahrlässigkeit hier-
von hätte Kenntnis erlangen können. Durch die Normierung einer Höchstfrist wird erreicht, 
dass die Adressaten des Unterrichtungsschreibens sich zeitnah mit allen Konsequenzen 
eines Betriebsübergangs auseinandersetzen und etwaige Unklarheiten unverzüglich gel-
tend machen. 

Damit wird einerseits dem Interesse der Arbeitnehmerseite an einer ausreichenden und 
zutreffenden Information Rechnung getragen, andererseits aber verhindert, dass Be-
triebsübergange oder -teilübergänge für die beteiligten Arbeitgeber zu einem unkalkulier-
baren Risiko werden. An der Möglichkeit, solche Umstrukturierungen rechtssicher zu ges-
talten, haben nicht nur die Unternehmen, sondern auch ihre Beschäftigten ein elementa-
res Interesse. Der Gesetzgeber ist daher aufgerufen, hierfür die notwendigen Rahmenbe-
dingungen zu schaffen. 


